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Auszug 

 

 

Außenwirtschaftsverordnung (AWV) 
 

vom 2. August 2013 (BGBl. I S. 2865), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung 

vom 13. Dezember 2017 (BAnz AT 20.12.2017 V1) geändert worden ist 

 

 

 

Kapitel 7 

 

Meldevorschriften im Kapital- und Zahlungsverkehr 

 

 

Abschnitt 1 

Begriffsbestimmungen 

 

 

§ 63 Begriffsbestimmungen 

 

Für Zwecke der Meldungen nach diesem Kapitel ist  

 

1. Inland das deutsche Wirtschaftsgebiet im Sinne des Kapitels 2 Nummer 2.05. des An-

hangs A der Verordnung (EG) Nr. 2223/96 des Rates vom 25. Juni 1996 zum Europäi-

schen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen auf nationaler und regionaler 

Ebene in der Europäischen Gemeinschaft (ABl. L 310 vom 30.11.1996, S. 1), die zu-

letzt durch die Verordnung (EU) Nr. 715/2010 (ABl. L 210 vom 11.8.2010, S. 1) geän-

dert worden ist, 

 

2. Inländer jede institutionelle Einheit im Inland im Sinne des Kapitels 2 Nummer 2.12. und 

2.13. in Verbindung mit Nummer 2.07. des Anhangs A der Verordnung (EG) Nr. 

2223/96 und 

 

3. Ausländer jede institutionelle Einheit im Ausland im Sinne des Kapitels 2 Nummer 2.12. 

und 2.13. in Verbindung mit Nummer 2.07. des Anhangs A der Verordnung (EG) Nr. 

2223/96. 

 

Ausländer im Sinne dieses Kapitels sind auch Unternehmen, Zweigniederlassungen, Be-

triebsstätten und Banken, deren Sitz sich im Ausland befindet. 
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Abschnitt 2 

Meldevorschriften im Kapitalverkehr 

 

 

§ 64 Meldung von Vermögen von Inländern im Ausland 

 

(1) Der Meldepflichtige nach Absatz 6 hat der Deutschen Bundesbank in der Frist des § 71 

Absatz 1 den Stand und ausgewählte Positionen der Zusammensetzung folgenden Vermö-

gens im Ausland gemäß Absatz 4 oder Absatz 5 zu melden: 

 

1. des Vermögens eines ausländischen Unternehmens, wenn dem Inländer mindestens 

10 Prozent der Anteile oder der Stimmrechte an dem Unternehmen zuzurechnen sind, 

 

2. des Vermögens eines ausländischen Unternehmens, wenn mehr als 50 Prozent der 

Anteile oder der Stimmrechte an diesem Unternehmen einem oder mehreren von dem 

Inländer abhängigen ausländischen Unternehmen allein oder gemeinsam mit dem In-

länder zuzurechnen sind, und  

 

3. des Vermögens, das ausländischen Zweigniederlassungen und auf Dauer angelegten 

Betriebsstätten eines inländischen Unternehmens zugeordnet ist, sowie des Vermö-

gens, das ausländischen Zweigniederlassungen und auf Dauer angelegten Betriebs-

stätten eines ausländischen Unternehmens zugeordnet ist, das die Bedingungen nach 

Nummer 2 erfüllt. 

 

(2) Ein ausländisches Unternehmen gilt im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 als von einem 

Inländer abhängig, wenn dem Inländer mehr als 50 Prozent der Anteile oder Stimmrechte an 

dem ausländischen Unternehmen zuzurechnen sind. Wenn einem oder mehreren von einem 

Inländer abhängigen ausländischen Unternehmen oder diesem Unternehmen gemeinsam 

mit dem Inländer mehr als 50 Prozent der Anteile oder Stimmrechte an einem anderen aus-

ländischen Unternehmen zuzurechnen sind, so ist auch das andere ausländische Unterneh-

men und unter denselben Voraussetzungen jedes weitere Unternehmen im Sinne des Ab-

satzes 1 Nummer 2 als von einem Inländer abhängig anzusehen.  

 

(3) Die Meldepflicht nach Absatz 1 entfällt, 

 

1. wenn die Bilanzsumme des ausländischen Unternehmens, an dem der Inländer oder 

ein anderes von ihm abhängiges ausländisches Unternehmen beteiligt ist, 3 Millionen 

Euro nicht überschreitet, 

 

2. wenn das Betriebsvermögen, das der ausländischen Zweigniederlassung oder Be-

triebsstätte nach Absatz 1 Nummer 3 zugeordnet ist, 3 Millionen Euro nicht überschrei-

tet oder 
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3. soweit dem Inländer Unterlagen, die er zur Erfüllung seiner Meldepflicht benötigt, aus 

tatsächlichen oder rechtlichen Gründen nicht zugänglich sind. 

 

(4) Die Meldungen sind nach dem Stand des Bilanzstichtags des Meldepflichtigen oder, 

wenn der Meldepflichtige nicht bilanziert, nach dem Stand des 31. Dezember zu erstatten, 

wobei die Angaben gemäß Anlage K3 „Vermögen von Inländern im Ausland“ enthalten sein 

müssen. 

 

(5) Stimmt der Bilanzstichtag eines ausländischen Unternehmens, an dem der Meldepflichti-

ge oder ein anderes von ihm abhängiges ausländisches Unternehmen beteiligt ist, nicht mit 

dem Bilanzstichtag des Meldepflichtigen überein, so ist die Meldung des Vermögens gemäß 

Anlage K3 nach der Bilanz, deren Bilanzstichtag unmittelbar vor dem des Meldepflichtigen 

liegt, zu erstatten. Wenn der Meldepflichtige nicht bilanziert und der Bilanzstichtag eines aus-

ländischen Unternehmens, an dem der Meldepflichtige oder ein anderes von ihm abhängiges 

Unternehmen beteiligt ist, nicht mit dem 31. Dezember übereinstimmt, so ist die Meldung des 

Vermögens gemäß Anlage K3 nach der Bilanz zu erstatten, deren Bilanzstichtag unmittelbar 

vor dem 31. Dezember liegt. 

 

(6) Meldepflichtig ist der Inländer, dem das Vermögen unmittelbar oder über ein abhängiges 

ausländisches Unternehmen am Bilanzstichtag des Inländers oder, soweit er nicht bilanziert, 

am 31. Dezember zuzurechnen ist. 

 

 

§ 65 Meldung von Vermögen von Ausländern im Inland 

 

(1) Der Meldepflichtige nach Absatz 6 hat der Deutschen Bundesbank in der Frist des § 71 

Absatz 2 den Stand und ausgewählte Positionen der Zusammensetzung folgenden Vermö-

gens im Inland gemäß Absatz 5 zu melden: 

 

1. des Vermögens eines inländischen Unternehmens, wenn einem Ausländer oder mehre-

ren wirtschaftlich verbundenen Ausländern zusammen mindestens 10 Prozent der An-

teile oder Stimmrechte an dem inländischen Unternehmen zuzurechnen sind, 

 

2. des Vermögens eines inländischen Unternehmens, wenn mehr als 50 Prozent der An-

teile oder Stimmrechte an diesem Unternehmen einem von einem Ausländer oder ei-

nem von mehreren wirtschaftlich verbundenen Ausländern abhängigen inländischen 

Unternehmen zuzurechnen sind, und 

 

3. des Vermögens, das inländischen Zweigniederlassungen und auf Dauer angelegten 

Betriebsstätten eines ausländischen Unternehmens zugeordnet ist, sowie des Vermö-

gens, das inländischen Zweigniederlassungen und auf Dauer angelegten Betriebsstät-

ten eines inländischen Unternehmens zugeordnet ist, das die Bedingungen nach 

Nummer 2 erfüllt. 
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(2) Ausländer sind als wirtschaftlich verbunden anzusehen, wenn sie gemeinsame wirtschaft-

liche Interessen verfolgen. Dies gilt auch, wenn sie gemeinsame wirtschaftliche Interessen 

zusammen mit Inländern verfolgen. 

Als solche wirtschaftlich verbundene Ausländer gelten insbesondere: 

 

1. natürliche und juristische ausländische Personen, die sich zum Zweck der Gründung 

oder des Erwerbs eines inländischen Unternehmens, des Erwerbs von Beteiligungen 

an einem solchen Unternehmen oder zur gemeinsamen Ausübung ihrer Anteilsrechte 

an einem solchen Unternehmen zusammengeschlossen haben,  

 

2. natürliche und juristische ausländische Personen, die gemeinsam wirtschaftliche Inte-

ressen verfolgen, indem sie an einem oder mehreren Unternehmen Beteiligungen hal-

ten,  

 

3. natürliche ausländische Personen, die miteinander verheiratet sind, eine Lebenspart-

nerschaft führen oder in gerader Linie verwandt, verschwägert oder durch Adoption 

verbunden oder in der Seitenlinie bis zum dritten Grad verwandt oder bis zum zweiten 

Grad verschwägert sind, und 

 

4. juristische ausländische Personen, die im Sinne des § 15 des Aktiengesetzes mitei-

nander verbunden sind. 

 

(3) Ein inländisches Unternehmen gilt im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 als von einem 

Ausländer oder von mehreren wirtschaftlich verbundenen Ausländern abhängig, wenn dem 

Ausländer oder den wirtschaftlich verbundenen Ausländern zusammen mehr als 50 Prozent 

der Anteile oder Stimmrechte an dem inländischen Unternehmen zuzurechnen sind. Wenn 

einem von einem Ausländer oder von mehreren wirtschaftlich verbundenen Ausländern ab-

hängigen inländischen Unternehmen allein oder gemeinsam mit einem oder mehreren weite-

ren von diesem inländischen Unternehmen abhängigen inländischen Unternehmen mehr als 

50 Prozent der Anteile oder Stimmrechte an einem anderen inländischen Unternehmen zu-

zurechnen sind, so ist auch das andere inländische Unternehmen und unter denselben Vo-

raussetzungen jedes weitere Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 als von ei-

nem Ausländer oder von mehreren wirtschaftlich verbundenen Ausländern abhängig anzu-

sehen. 

 

(4) Die Meldepflicht nach Absatz 1 entfällt,  

 

1. wenn die Bilanzsumme des inländischen Unternehmens, an dem der Ausländer, die 

wirtschaftlich verbundenen Ausländer oder ein anderes von dem Ausländer oder von 

den wirtschaftlich verbundenen Ausländern abhängiges inländisches Unternehmen be-

teiligt sind, 3 Millionen Euro nicht überschreitet, 
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2. wenn das Betriebsvermögen, das der inländischen Zweigniederlassung oder Betriebs-

stätte nach Absatz 1 Nummer 3 zugeordnet ist, 3 Millionen Euro nicht überschreitet, 

 

3. soweit dem Inländer Unterlagen, die er zur Erfüllung seiner Meldepflicht benötigt, aus 

tatsächlichen oder rechtlichen Gründen nicht zugänglich sind, oder 

 

4. wenn das inländische oder das abhängige inländische Unternehmen, an dem wirt-

schaftlich verbundene Ausländer beteiligt sind, nicht erkennen kann, dass es sich bei 

den Ausländern im Sinne des Absatzes 2 um wirtschaftlich verbundene Ausländer 

handelt. 

 

(5) Die Meldungen sind nach dem Stand des Bilanzstichtags des Meldepflichtigen oder, 

wenn es sich bei dem Meldepflichtigen um eine nicht bilanzierende inländische Zweignieder-

lassung oder Betriebsstätte eines ausländischen Unternehmens handelt, nach dem Stand 

des Bilanzstichtages des ausländischen Unternehmens zu erstatten, wobei die Angaben 

gemäß Anlage K4 „Vermögen von Ausländern im Inland“ enthalten sein müssen. 

 

(6) Meldepflichtig ist 

 

1. im Fall des Absatzes 1 Nummer 1 das inländische Unternehmen, 

 

2. im Fall des Absatzes 1 Nummer 2 das abhängige inländische Unternehmen, 

 

3. im Fall des Absatzes 1 Nummer 3 die inländische Zweigniederlassung oder Betriebs-

stätte. 

 

 

§ 66 Meldung von Forderungen und Verbindlichkeiten 

 

(1) Inländer, ausgenommen natürliche Personen, monetäre Finanzinstitute gemäß Artikel 1 

erster Gedankenstrich der Verordnung (EG) Nr. 25/2009 der Europäischen Zentralbank vom 

19. Dezember 2008 über die Bilanz des Sektors der monetären Finanzinstitute (ABl. L 15 

vom 20.1.2009, S. 14), die zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 883/2011 (ABl. L 228 vom 

3.9.2011, S. 13) geändert worden ist, und Investmentaktiengesellschaften sowie Kapitalver-

waltungsgesellschaften bezüglich der Forderungen und Verbindlichkeiten ihrer Investment-

fonds, haben ihre Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber Ausländern der Deutschen 

Bundesbank gemäß der Absätze 2 und 3 in den Fristen des § 71 Absatz 3 und 4 zu melden, 

wenn diese Forderungen oder Verbindlichkeiten bei Ablauf eines Monats jeweils zusammen-

gerechnet mehr als 5 Millionen Euro betragen. 

 

(2) Die zu meldenden Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber ausländischen Banken 

müssen die Angaben gemäß Anlage Z5 „Forderungen und Verbindlichkeiten aus Finanzbe-

ziehungen mit ausländischen Banken“ enthalten. 
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(3) Die zu meldenden Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber ausländischen Nicht-

banken müssen die Angaben gemäß der Anlage Z5a Blatt 1/1 „Forderungen und Verbind-

lichkeiten aus Finanzbeziehungen mit verbundenen ausländischen Nichtbanken“, Anlage 

Z5a Blatt 1/2 „Forderungen und Verbindlichkeiten aus Finanzbeziehungen mit sonstigen aus-

ländischen Nichtbanken“, Anlage Z5a Blatt 2/1 „Forderungen und Verbindlichkeiten gegen-

über verbundenen ausländischen Nichtbanken aus dem Waren- und Dienstleistungsverkehr“ 

und Anlage Z5a Blatt 2/2 „Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber sonstigen auslän-

dischen Nichtbanken aus dem Waren- und Dienstleistungsverkehr“ enthalten. 

 

(4) Inländer, die der Meldepflicht nach Absatz 1 unterliegen und deren Forderungen oder 

Verbindlichkeiten aus Finanzbeziehungen mit Ausländern bei Ablauf eines Quartals mehr als 

500 Millionen Euro betragen, haben ihre Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber Aus-

ländern aus derivativen Finanzinstrumenten nach dem Stand vom Quartalsende in der Frist 

des § 71 Absatz 5 zu melden, wobei die Angaben gemäß der Anlage Z5b „Forderungen und 

Verbindlichkeiten gegenüber Ausländern aus derivativen Finanzinstrumenten“ enthalten sein 

müssen. Die Bestände sind grundsätzlich mit ihrem beizulegenden Zeitwert zu bewerten. 

 

(5) Entfällt für einen Inländer, der für einen vorangegangenen Meldestichtag meldepflichtig 

war, wegen Unterschreitens der in den Absätzen 1 und 4 genannten Betragsgrenzen die 

Meldepflicht, so hat er dies schriftlich oder elektronisch anzuzeigen. 

 

 

Abschnitt 3 

Meldung von Zahlungen 

 

 

§ 67 Meldung von Zahlungen 

 

(1) Inländer haben der Deutschen Bundesbank in den Fristen des § 71 Absatz 7 und 8 Zah-

lungen gemäß Absatz 4 zu melden, die sie 

 

1. von Ausländern oder für deren Rechnung von Inländern entgegennehmen (eingehende 

Zahlungen) oder  

 

2. an Ausländer oder für deren Rechnung an Inländer leisten (ausgehende Zahlungen). 

 

(2) Nicht zu melden sind 

 

1. Zahlungen, die den Betrag von 12 500 Euro oder den Gegenwert in anderer Währung 

nicht übersteigen, 

 

2. Zahlungen für die Einfuhr, Ausfuhr oder Verbringung von Waren und 
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3. Zahlungen, die die Gewährung, Aufnahme oder Rückzahlung von Krediten, einschließ-

lich der Begründung und Rückzahlung von Guthaben, mit einer ursprünglich vereinbar-

ten Laufzeit oder Kündigungsfrist von nicht mehr als zwölf Monaten zum Gegenstand 

haben. 

 

(3) Zahlungen im Sinne dieses Abschnitts sind auch die Aufrechnung und die Verrechnung 

sowie Zahlungen, die mittels Lastschriftverfahren abgewickelt werden. Als Zahlung gilt ferner 

das Einbringen von Sachen und Rechten in Unternehmen, Zweigniederlassungen und Be-

triebsstätten. 

 

(4) In den Meldungen ein- und ausgehender Zahlungen müssen die Angaben gemäß Anlage 

Z4 „Zahlungen im Außenwirtschaftsverkehr” enthalten sein. Im Fall von Zahlungen im Zu-

sammenhang mit Wertpapiergeschäften und Finanzderivaten müssen die Angaben gemäß 

Anlage Z10 „Wertpapiergeschäfte und Finanzderivate im Außenwirtschaftsverkehr“ enthalten 

sein. 

 

(5) In den Meldungen sind aussagefähige Angaben zu den zugrunde liegenden Leistungen 

oder zum Grundgeschäft zu machen und die entsprechenden Kennzahlen der Anlage LV 

„Leistungsverzeichnis der Deutschen Bundesbank für die Zahlungsbilanz“, bei Zahlungen für 

in Aktien verbriefte Direktinvestitionen zusätzlich die internationale Wertpapierkennnummer 

und Nennbetrag oder Stückzahl anzugeben. Im Fall von Zahlungen im Zusammenhang mit 

Wertpapieren und Finanzderivaten sind anstelle der Angaben zum Grundgeschäft die Be-

zeichnungen der Wertpapiere, die internationale Wertpapierkennnummer sowie Nennbetrag 

oder Stückzahl anzugeben. 

 

 

§ 68 Meldung von Zahlungen im Transithandel 

 

(1) Sind Meldungen nach § 67 Absatz 1 aufgrund von Transithandelsgeschäften abzugeben, 

sind zusätzlich zu § 67 Absatz 4 noch folgende Angaben zu machen: 

 

1. die Benennung der Ware, 

 

2. die zweistellige Kapitelnummer des Warenverzeichnisses für die Außenhandelsstatistik  

und 

 

3. das Land, in dem der ausländische Vertragspartner seinen Sitz hat. 

 

(2) Der Meldepflichtige gemäß § 67 Absatz 1, der eine ausgehende Zahlung im Transithan-

del gemeldet hat und die Transithandelsware danach in das Inland einführt oder verbringt, 

hat den ursprünglich gemeldeten Betrag als „Stornierung im Transithandel” der Deutschen 

Bundesbank in der Frist des § 71 Absatz 7 anzuzeigen. 
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§ 69 Meldung von Zahlungen der Seeschifffahrtsunternehmen 

 

Inländer, die ein Seeschifffahrtsunternehmen betreiben, haben abweichend von § 67 Zah-

lungen, die sie im Zusammenhang mit dem Betrieb der Seeschifffahrt entgegennehmen oder 

leisten, der Deutschen Bundesbank in der Frist des § 71 Absatz 7 zu melden. In der Meldung 

müssen die Angaben gemäß Anlage Z8 „Einnahmen und Ausgaben der Seeschifffahrt“ ent-

halten sein. 

 

 

§ 70 Meldungen der Geldinstitute 

 

(1) Inländische Geldinstitute haben der Deutschen Bundesbank in der Frist des § 71 Absatz 

8 zu melden: 

 

1. Zahlungen für die Veräußerung oder den Erwerb von Wertpapieren und Finanzderiva-

ten, die das Geldinstitut für eigene oder fremde Rechnung an Ausländer verkauft oder 

von Ausländern kauft, sowie Zahlungen, die das Geldinstitut im Zusammenhang mit 

der Einlösung inländischer Wertpapiere an Ausländer leistet oder von diesen erhält; in 

den Meldungen müssen die Angaben gemäß Anlage Z10 „Wertpapiergeschäfte und 

Finanzderivate im Außenwirtschaftsverkehr“ enthalten sein; 

 

2. Zins- und Dividendenzahlungen auf inländische Wertpapiere, die sie an Ausländer leis-

ten oder von diesen erhalten; in den Meldungen müssen die Angaben gemäß Anlage 

Z11 „Zahlungen für Wertpapier-Erträge im Außenwirtschaftsverkehr“ enthalten sein; 

 

3. ein- und ausgehende Zahlungen für Zinsen und zinsähnliche Erträge und Aufwendun-

gen, ausgenommen Wertpapierzinsen, die sie für eigene Rechnung von Ausländern 

entgegennehmen oder an Ausländer leisten; in den Meldungen müssen die Angaben 

gemäß Anlage Z14 „Zinseinnahmen und zinsähnliche Erträge im Außenwirtschaftsver-

kehr (ohne Wertpapierzinsen)“ und Anlage Z15 „Zinsausgaben und zinsähnliche Auf-

wendungen im Außenwirtschaftsverkehr (ohne Wertpapierzinsen)“ enthalten sein; 

 

4. im Zusammenhang mit dem Reiseverkehr 

 

a) ein- und ausgehende Zahlungen aus Kartenumsätzen; in den Meldungen müssen 

die Angaben gemäß Anlage Z12 „Zahlungseingänge/Zahlungsausgänge im Reise-

verkehr: Karten-Umsätze“ enthalten sein, 

 

b) ein- und ausgehende Zahlungen aus dem An- und Verkauf von Sorten sowie Um-

sätze aus dem Verkauf oder aus der Versendung von Fremdwährungsreiseschecks; 

in den Meldungen müssen die Angaben gemäß Anlage Z13 „Zahlungseingän-
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ge/Zahlungsausgänge im Reiseverkehr: Sorten und Fremdwährungsreiseschecks“ 

enthalten sein. 

 

(2) Geldinstitute im Sinne des Absatzes 1 sind 

 

1. Monetäre Finanzinstitute nach Artikel 1 erster Gedankenstrich der Verordnung (EG) Nr. 

25/2009 mit Ausnahme von Geldmarktfonds, 

 

2. sonstige Kreditinstitute nach § 1 Absatz 1 des Kreditwesengesetzes und 

 

3. Finanzdienstleistungsinstitute nach § 1 Absatz 1a des Kreditwesengesetzes. 

 

(3) Absatz 1 Nummer 1 und 3 ist nicht anzuwenden auf Zahlungen, die den Betrag von 

12 500 Euro oder den Gegenwert in anderer Währung nicht übersteigen. 

 

(4) Bei Meldungen nach Absatz 1 Nummer 1 sind die Kennzahlen der Anlage LV „Leistungs-

verzeichnis der Deutschen Bundesbank für die Zahlungsbilanz“ und die Bezeichnungen der 

Wertpapiere, die internationale Wertpapierkennnummer sowie Nennbetrag oder Stückzahl 

anzugeben. 

 

(5) Soweit Zahlungen nach Absatz 1 zu melden sind, ist § 67 nicht anzuwenden. 

 

 

Abschnitt 4 

Meldefristen, Meldestellen und Ausnahmen von der Meldepflicht 

 

 

§ 71 Meldefristen 

 

(1) Meldungen gemäß § 64 nach Anlage K3 sind einmal jährlich spätestens bis zum letzten 

Werktag des sechsten auf den Bilanzstichtag des Meldepflichtigen oder, soweit der Melde-

pflichtige nicht bilanziert, des sechsten auf den 31. Dezember folgenden Kalendermonats 

einzureichen. 

 

(2) Meldungen gemäß § 65 nach Anlage K4 sind einmal jährlich spätestens bis zum letzten 

Werktag des sechsten auf den Bilanzstichtag des Meldepflichtigen oder, soweit es sich bei 

dem Meldepflichtigen um eine nicht bilanzierende inländische Zweigniederlassung oder Be-

triebsstätte eines ausländischen Unternehmens handelt, des sechsten auf den Bilanzstichtag 

des ausländischen Unternehmens folgenden Monats einzureichen. 

 

(3) Meldungen gemäß § 66 Absatz 1 in Verbindung mit § 66 Absatz 2 nach Anlage Z5 sind 

monatlich bis zum zehnten Kalendertag des folgenden Monats nach dem Stand des letzten 

Werktages des Vormonats einzureichen. 
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(4) Meldungen gemäß § 66 Absatz 1 in Verbindung mit § 66 Absatz 3 nach Anlage Z5a Blatt 

1 und Blatt 2 sind monatlich bis zum 20. Kalendertag des folgenden Monats nach dem Stand 

des letzten Werktages des Vormonats einzureichen. 

 

(5) Meldungen gemäß § 66 Absatz 1 in Verbindung mit § 66 Absatz 4 nach Anlage Z5b sind 

bis zum 50. Kalendertag nach Ablauf eines jeden Kalendervierteljahres einzureichen. 

 

(6) Die Anzeige gemäß § 66 Absatz 5 ist für die in § 66 Absatz 1 genannte Betragsgrenze 

bis zum 20. Kalendertag des darauf folgenden Monats, für die in § 66 Absatz 4 genannte Be-

tragsgrenze bis zum 50. Kalendertag nach Ablauf des Kalendervierteljahres einzureichen. 

 

(7) Meldungen gemäß § 67 Absatz 1 in Verbindung mit § 67 Absatz 4 Satz 1 nach Anlage 

Z4, Meldungen gemäß § 69 nach Anlage Z8 sowie Stornomeldungen nach § 68 Absatz 2 

sind bis zum siebenten Kalendertag des auf die Leistung oder Entgegennahme der Zahlun-

gen oder der Einfuhr oder Verbringung der Transithandelsware folgenden Monats einzu-

reichen. 

 

(8) Meldungen gemäß § 67 Absatz 1 in Verbindung mit § 67 Absatz 4 Satz 2 nach Anlage 

Z10 sowie Meldungen gemäß § 70 Absatz 1 nach den Anlagen Z10, Z11, Z12, Z13, Z14 und 

Z15 sind bis zum fünften Kalendertag des folgenden Monats einzureichen. 

 

 

§ 72 Meldestelle und Einreichungsweg 

 

(1) Die Meldungen nach den §§ 64 bis 70 sind der Deutschen Bundesbank elektronisch ein-

zureichen. Soweit die vorliegende Verordnung keine Formvorschriften enthält, sind dabei die 

von der Deutschen Bundesbank erlassenen Formvorschriften zu beachten. 

 

(2) Die Deutsche Bundesbank übermittelt dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 

auf Verlangen die Angaben der Meldepflichtigen nach den §§ 64 und 65 in geeigneter Form. 

 

(3) Meldungen können anstatt elektronisch auch in anderer Form abgegeben werden, sofern 

die Deutsche Bundesbank dies genehmigt hat und die erlassenen Formvorschriften beachtet 

werden. 

 

 

§ 73 Ausnahmen 

 

Die Deutsche Bundesbank kann 

1. für einzelne Meldepflichtige oder für Gruppen von Meldepflichtigen vereinfachte Mel-

dungen oder Abweichungen von Meldefristen oder Verfahren zulassen oder 
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2. einzelne Meldepflichtige oder Gruppen von Meldepflichtigen befristet oder widerruflich 

von einer Meldepflicht freistellen, 

 

soweit dafür besondere Gründe vorliegen oder der Zweck der Meldevorschriften nicht be-

einträchtigt wird. 
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Kapitel 9 

Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 

 

 

Abschnitt 2 

Ordnungswidrigkeiten 

 

 

§ 81 Ordnungswidrigkeiten – Verstöße gegen Bestimmungen der Außenwirtschafts-

verordnung 

 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 19 Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe a des Außenwirt-

schaftsgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

 

1. entgegen § 7 eine Boykott-Erklärung abgibt, 

 

2. ohne Genehmigung nach § 10 Satz 1 eine dort genannte Ware ausführt, 

 

3. ohne Genehmigung nach § 11 Absatz 2 dort genannte Güter verbringt, 

 

4. entgegen § 11 Absatz 4 Satz 3 dort genannte Güter verbringt, 

 

5. entgegen § 29 Satz 2 eine Ware verwendet, 

 

6. einer vollziehbaren Anordnung nach § 44 Absatz 3, § 59 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 

Nummer 1 oder § 62 zuwiderhandelt, 

 

7. ohne Genehmigung nach § 52a Absatz 1 oder § 52b Absatz 1 technische Unterstüt-

zung erbringt, 

 

8. entgegen § 52a Absatz 2 Satz 3 oder § 52b Absatz 2 Satz 3 technische Unterstützung 

erbringt oder 

 

9. entgegen § 54 Absatz 1 eine Zahlung oder eine sonstige Leistung bewirkt. 

 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 19 Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe b des Außenwirt-

schaftsgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

 

1. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 eine Urkunde nicht oder nicht rechtzeitig zurückgibt, 

 

2. entgegen § 6 Absatz 1 eine Urkunde nicht oder nicht mindestens fünf Jahre aufbe-

wahrt, 
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3. entgegen § 12 Absatz 1, auch in Verbindung mit § 20, eine Ausfuhrsendung nicht, nicht 

richtig oder nicht rechtzeitig gestellt, 

 

4. entgegen § 13 Absatz 1 ein Ladungsverzeichnis nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig 

einreicht, 

 

5. entgegen § 13 Absatz 5 eine Erklärung nicht, nicht richtig, nicht in der vorgeschriebe-

nen Weise oder nicht rechtzeitig abgibt, 

 

6. entgegen § 14 Absatz 3, auch in Verbindung mit § 20, oder entgegen § 14 Absatz 4, 

auch in Verbindung mit § 20, § 20a Absatz 3 oder § 20b Absatz 2, eine Ware entfernt 

oder entfernen lässt oder verlädt oder verladen lässt, 

 

7. entgegen § 15 Absatz 1, auch in Verbindung mit § 20, eine dort genannte Angabe 

nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht, 

 

8. entgegen § 20a Absatz 1 Satz 1 eine summarische Ausgangsanmeldung nicht, nicht 

richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig abgibt, 

 

9. entgegen § 22 Absatz 1 den Empfänger nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 

rechtzeitig informiert, 

 

10. entgegen § 22 Absatz 2 Satz 1 oder § 26 Absatz 1 Satz 1 ein Register oder eine Auf-

zeichnung nicht, nicht richtig oder nicht vollständig führt, 

 

11. entgegen § 23 Absatz 1 Satz 2 nicht sicherstellt, dass die Ausfuhrgenehmigung vor-

handen ist, 

 

12. entgegen § 23 Absatz 1 Satz 3 die Ausfuhrgenehmigung nicht oder nicht rechtzeitig 

übermittelt, 

 

13. entgegen § 23 Absatz 5 Satz 2 oder § 25 Absatz 1 die Ausfuhrgenehmigung oder ein 

dort genanntes Dokument nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

 

14. entgegen § 29 Satz 1 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 

rechtzeitig macht, 

 

15. entgegen § 30 Absatz 3 Satz 1, auch in Verbindung mit § 48 Satz 2, einen Nachweis 

nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erbringt, 

 

16. entgegen § 30 Absatz 3 Satz 2, auch in Verbindung mit § 48 Satz 2, 

 

a) eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet oder 
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b) eine Bescheinigung nicht oder nicht rechtzeitig zurückgibt und eine Mitteilung nicht, 

nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht, 

 

17. entgegen § 32 Absatz 1 Satz 1 nicht sicherstellt, dass ein dort genanntes Dokument 

vorhanden ist,  

 

18. entgegen § 32 Absatz 3 ein dort genanntes Dokument nicht, nicht richtig oder nicht 

rechtzeitig vorlegt, 

 

19. entgegen § 64 Absatz 1, § 65 Absatz 1, § 66 Absatz 1 oder Absatz 4 Satz 1, § 67 Ab-

satz 1, auch in Verbindung mit § 68 Absatz 1, entgegen § 69 oder § 70 Absatz 1 eine 

Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht oder 

 

20. entgegen § 68 Absatz 2 eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 

rechtzeitig erstattet. 

 


